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Abonnements⸗Einladung. 
Wir eröffnen hiermit ein neues Abon⸗ 
nement auf den Monat Juni für die 
täglich einmal erſcheinende Pommerſche Zei⸗ 
tung mit 50 Pf., auf die zweimal täglich 
erſcheinende Stettiner Zeitung mit 67 Pf. 
Beſtellungen nehmen alle Poſtämter an. 
Die . 


Laudtags⸗Verhaudlungen. 

Abgeordnetenhaus. 

72. Sitzung vom 25. Mai. 

Präſtdent v. Köller eröffnet die Sitzung 
um 11 ½ Uhr. 

Am Miniſtertiſche: Graf zu Eulenburg und 
mehrere Regierungs⸗Kommiſſare. 

Tagesordnung: 

Fortſetzung der zweiten Berathung des Geſetz⸗ 
entwurfs über die Organiſation der allgemeinen 
Landes verwaltung. 

Die Diskuſſion über § 71 (Rechtsmittel ge⸗ 
gen polizeiliche Verfügungen) wird fortgeſetzt. 

Abg. Rickert tritt für die Beſchlüſſe der 
Kommiſſion ein. Redner wendet ſich zunächſt gegen 
einige Aeußerungen des Abg. Schmidt (Sagan) in 
der geſtrigen Sitzung, welche ſich gegen das ſtäd⸗ 
tiſche Regiment richteten. Er (Redner) habe noch 
nie gehört, daß die Bewohner des platten Landes 
zum Schutze der Städte da ſeien, daß die Landbe⸗ 
völkerung allein das Vaterland zu ſchützen habe. 
Wenn es ſich um die Vertheidigung des häuslichen 

dann werden die Städter niemals 
fehlen, fie ſeien nicht ſchlechtere Kämpfer als die 
Landbewohner. Gerade die Berliner hätten ſich in 
den Kriegen ausgezeichnet und die Söhne ſeiner 
Vaterſtadt Danzig ſelen noch niemals hinter ande⸗ 
ren Kämpfern zurückgeblieben. Ohne die Städte 
könnten die Landbewohner gar nicht exiſtiren, die 
Städter ſeien überall die Ploniere der Kultur. Im 
Intereſſe des Friedens zwiſchen Stadt und Land, 
im Intereſſe der Gerechtigkeit bitte er, den Be⸗ 
ſchlüſſen der Kommiſſion zuzuſtimmen. Man müſſe 
die Entſcheidung an eine Stelle legen, welche nach 
beiden Seiten unabhängig ſei, an den Regierungs- 
Präſidenten. Dem Prinzip der Ungleichheit ent⸗ 
ſpreche es aber, wenn die hannoverſchen Städte 
eine eximirte Stellung einnehmen ſollen, wie nach 
den Ausführungen des Herrn Miniſters zu befürch⸗ 
ten ſei. 

Abg. v. Heydebrand undder Laſa: 
Der von dem Abg. v. Wedell geſtellte Antrag 
(Wiederherſtellung der Regierungsvorlage) ſei der 
konſequenteſte von allen. Er halte die Selbſtverwal⸗ 
tung ungeſchmälert aufrecht und vermittele die Ge⸗ 
genſätze zwiſchen Stadt und Land. Jeder behandele 
die Sache nach den ihm perſönlich bekannten Ver⸗ 
hältniſſen. Man dürfe aber nicht vergeſſen, daß 
die Geſetze gemacht werden für einen Staat von 
24 Millionen Einwohnern. Die konfernative Par⸗ 
tei komme den Verhältniſſen jo weit wie möglich 
entgegen; an den Liberalen werde es ſein, nun auch 
auf die Wünſche der Konjervativen zu hören und 
fie zu berückſichtigen. Nehmen Sie die Beſchlüſſe 
der Kommiſſion an, dann ſchaffen Sie für die 
Städte einen eximirten Gerichtsſtand (Zuftimmung 
rechts); in der Provinz Schleſten allein würden 
dann 30 Städte ausſcheiden. Wollen Sie über⸗ 
haupt eine ſolche eximirte Stellung für die Städte, 
dann halte ich es für beſſer, ſie überhaupt ſelbſt⸗ 
ſtändig zu machen, ſoweit ſie dazu die Fähigkeit be 
fiten. Redner bittet dringend um Annahme der 
Vorlage, wenn man überhaupt eine baldige Aende⸗ 
rung des Geſetzes verhindern wolle. 

Abg. Grumbrecht ſpricht für die Beſchlüſſe 
der Kommiſſion. Die Unruhe im Hauſe iſt aber 
gleich bei Beginn ſeines Vortrages ſo groß, daß 
der Präſident ſich genoͤthigt ſieht, die Mitglieder des 
Hauſes zu bitten, die Unterredungen etwas leiſer zu 
führen. (Große Heiterkeit) Redner erklärt fi aus 
praktiſchen Gründen für die Kommiſſtonsbeſchlüſſe, 
obwohl er nicht zugeben kann, daß namentlich mit 
Rückſicht auf die hannoverſchen Verhältniſſe ſelbſt 
alle Städte unter 500, Einwohnern ſolche ſeien, 
die in politiſcher Beziehung dem Polizeipräſidenten 
zu unterſtellen ſeien. 

Abg. Schmidt (Sagan) ſtellt ſeine in der 
geſtrigen Sitzung in Bezug auf die Städte gemachten 
Aeußerungen in einigen Punkten richtig. Er habe 


dieſelben nicht in dem Sinne gethan, wie der Abg. 
Rückert ſie dargeſtellt. 

Ag. Richter (Berlin) beſpricht die Ver⸗ 
hältniſſe von Rheinland⸗Weſtfalen, wo, wie er er- 
klärt, glücklicherweiſe ein Gegenſatz zwiſchen Stadt 
und Land nicht beſteht. Die Frage der Exemtion 
der Städte aus dem Kreisverbande ſei mit Unrecht 
mit dieſer Frage zuſammengeworfen. Man gehe 
dabei viel zu weit, für Rheinland⸗Weſtfalen wäre 
ein Ausſcheiden der Städte aus dem Kreis verbande 
gar nicht durchführbar. Es handle ſich hier um 
die Frage der Aufſicht in Polizeiſachen. Es ſei 
ein beſtändiger Gegenſtand des Streites, wo eine 
kommunale Frage aufhört und die Polizeifrage an⸗ 
fängt. Vom Standpunkte Rheinland-Weſtfalens 
handele es ſich nicht blos darum, die bisherigen 
Verhältniſſe, alſo das Bevormundungsſyſtem aus 
der Reaktionszeit der 60er Jahre, aufrecht zu er⸗ 
halten, ſondern zu erweitern, denn die Kompetenz⸗ 
geſetze übertragen eine große Zahl von Befugniſſen, 
welche bisher der Regierung zuſtanden, auf den 
Landrath. Eine weitere Aenderung ſei die, daß 
in vielen Fällen an Stelle des Landraths der Kreis⸗ 
ausſchuß tritt. Habe man denn eine Vorſtellung 
davon, wie in Rheinland⸗Weſtfalen der Kreisaus- 
ſchuß ausſehen werde? Habe man eine Sicherheit 
dafür, daß gerade mit Rückſicht auf den kirchen⸗ 
politiſchen Kampf die Wahl der Landbürgermeiſter 
und Amtmänner zugeſtanden werden wird? Sei 
das nicht der Fall, dann werde der Kreisausſchuß 
nur der Schatten des Landraths ſelbſt fein. Des- 
halb wäre es viel richtiger geweſen, wenn man das 
Geſetz überhaupt erſt für die öſtlichen Provinzen 
feſtgeſtellt hätte. Man habe gar kein Intereſſe 


daran, jetzt ſchon die Befugnſſſe d:8 Kreisausſchuſſes 


und des Landraths zu erweitern. Daß die Herren 
Hannoveraner dabei gut wegkommen werden, daran 
zweifle er (Redner) nicht; aber die anderen Pro- 
vinzen, in denen die übrigen Selbſtverwaltungsgeſetze 
noch nicht in Kraft ſtehen, hätten alle Urſache, ſich 
vorzuſehen. Es handele ſich hier nicht um einen 
Gegenſatz zwiſchen Stadt und Land, ſondern darum, 
eine unbefangene Inſtanz zu finden. Vertrage ſich 
Bürgermeiſter und Landrath gut, dann werde der 
Bürger beim Landrath ſchwer Recht bekommen; ſei 
das nicht der Fall, dann werde ein unerquicklicher 
Zuſtand beſtehen. Wenn hier alſo eine andere 
ſichere Inſtanz geſchaffen werde, jo jet das nicht eine 
Exemtion der Städte, ſondern es liege genau ſo, 
wie beim Privatrecht, wo die wichtigeren Sachen 
vor dem Landgericht reſſortiren. Redner ſpricht 
ſein Bedauern darüber aus, daß dieſe Geſetze zur 
Berathung gelangen vor Erlaß der Städteordnung. 
Dieſe Methode ſei ein Fehler, deshalb ſtoße man 
überall auf Widerſprüche. Unter ſolchen Umſtänden 
ſollte man wenigſtens nichts an dem ändern, was 
im Wege des Kompromiſſes geſchaffen iſt, ſonſt 
ſetze man eine Prämie darauf, daß bei nächſter Ge⸗ 
legenheit wieder an anderer Stelle geändert wird. 
Redner empfiehlt die Annahme des Kommiſſions⸗ 
antrages. 

Miniſter des Innern Graf zu Eulen 
burg ſpricht ſich entſchieden gegen die Feſtſetzung 
einer beſtimmten Grenze aus. Wolle man eine 
ſolche trotzdem fixiren, dann ließe ſich allenfalls die 
Annahme des Antrages Zedlitz rechtfertigen, welcher 
den Städten mit 10,000 Einwohnern die eximirte 
Stellung zubillige. Die Zahl von 5000 ſei mit 
Rückſicht auf die thatſächlichen Verhältniſſe unan- 
nehmbar, weil dadurch die ganze Grundlage der 
Selbſtverwaltung, der Kreisverband, erſchüttert 
würde. 

Die Diskuffion wird geſchloſſen. 

Bevor zur Abſtimmung geſchritten wird, be⸗ 
gründet Abg. v. Liebermann den Antrag, 
dem zweiten Abſatz des § 7 der Kommiſſionsbe⸗ 
ſchlüſſe folgende Faſſung zu geben: „Der Entſchei⸗ 
dung der Verwaltungsgerichte unterliegen die in den 
Geſetzen bezeichneten Streitſachen über Anſprüche 
und Verbindlichkeiten des öffentlichen Rechtes (ſtrei⸗ 
tige Verwaltungsſachen). Die Verwaltungsgerichte 
entſcheiden unbeſchadet aller privatrechtlichen Ver- 
hältniſſe“ — während er den letzten Abſatz des 
§ 71, den er urſprünglich ebenſo wie dieſen zweiten 
Abſatz des § 7 zu ſtreichen beantragt hatte, nun ⸗ 
mehr mit Rückſicht auf die geſtrigen Beſchlüſſe der 
Kommiſſion über den Geſetzentwurf betreffend Die 
Abänderung und Ergänzung des Geſetzes über die 


Verfaſſung der Verwaltungsgerichte und des Ver⸗ 


waltungsſtreitverfahrens, aufrecht erhalten will. 


An der Debatte über dieſe Frage betheiligen 


achtet), ferner die Abgg. Brüel und v. Cuny. 


gendes Reſultat: 

Der geſtern von uns mitgetheilte Antrag v. 
Wedell⸗ Piesdorf auf Wiederherſtellung der 
Regierungsvorlage wird abgelehnt; der Antrag v. 
Zedlitz⸗ Neukirch: 
ſchlüſſen sub a und b ſtatt „5000“ zu ſetzen: 
„10,000“ — wird in namentlicher Abſtimmung mit 
231 gegen 122 Stimmen, und mit demſelben der 
fo veränderte $ 71 der Kommiſſtonsbeſchlüſſe ange⸗ 
nommen. Ebenſo wird der zweite Abſatz des § 7 
in der vom Abg. v. Liebermann beantragten 
Faſſung genehmigt. 

Nach dieſen Beſchlüſſen finden Beſchwerden 
gegen polizeiliche Verfügungen der Orts- und Kreis- 
Polizeibehörden ſtatt: 8) gegen die Verfügungen der 
Orts⸗-Polizeibehörden auf dem Lande oder einer 
Stadt bis zu 10,000 Einwohnern an den Land- 
rath und gegen deſſen Beſcheid an den Regierungs- 
Präſidenten; b) gegen die Verfügungen der Po⸗ 
lizeibehörden eines Stadtkreiſes, mit Ausnahme von 
Berlin, einer zu einem Landkreiſe gehörigen Stadt 


mit mehr als 10,000 Einwohnern, oder des Land⸗ 
raths an den Regierungs-Präſidenten und gegen deſſen 
Beſcheid an den Oberpräſidenten; c) gegen orts- 
polizeiliche Verfügungen 
präſidenten ($ 71). 


in Berlin an den Ober⸗ 


Der zweite Abſatz des § 7 hat nunmehr fol- 
gen Wortlaut: 
„Der Entſcheidung der Verwaltungsgerichte 


unterliegen die in den Geſetzen bezeichneten Streit. 
ſachen über Anſprüche der Verbindlichkeiten des 
öffentlichen Rechtes (ſtreitige Verwaltungsſachen). 
Die Verwaltungsgerichte entſcheiden unbeſchadet aller 
privatrechtliche Verhältniſſe.“ 


Im $ 72 wird auf den Antrag Zedlitz 
bie Grenze weiter gerückt, ſo daß die Klagen in 


Städten bis zu 10,000 Einwohnern beim Kreis- 
ausſchuſſe, in Städten von mehr als 10,000 Ein- 
wohnern dagegen beim Bezirksausſchuſſe angebracht 
werden ſollen. 


Die ss 73 bis 75 werden ohne Debatte ge⸗ 


nehmigt. 


Es folgt der fünfte Titel (§s 76 — 79), wel- 


cher die Zwangsbefugniſſe der Regierungspräſiden⸗ 
ten, Landräthe, Ortspolizeibehörden und der Ge- 
meinde⸗(Guts⸗) Vorſteher regelt. 
die genannten Behörden berechtigt, 
hung reſp. Feſtſetzung von Geld⸗ bezw. Haftſtrafen 
die Unterlaſſung einer Handlung zu erzwingen, und 
zwar: 
von 5 M. event. Ein Tag Haft; — die Ortspo⸗ 
lizeibehörden in einem Landkreiſe bis zur Höhe von 
60 M. event. Eine Woche, — die Landräthe und 
die Polizeibehörden in einem Stadtkreiſe bis zur 


Nach § 76 find 
durch Andro⸗ 


die Gemeinde-(Guts⸗)Vorſteher bis zur Höhe 


Höhe von 150 M. event. Zwei Wochen und der 


Regierungspräſident bis zur Höhe von 300 M. 


event. Vier Wochen Haft. 

Abg. Miquel findet dieſen Paragraphen 
ſehr unklar und iſt überraſcht, daß man die Juſtiz 
und Adminiſtrativhoheit der Städte nicht anerken⸗ 
nen wolle. Es ſei ein konſervatives Prinzip, den 
Städten das Recht einer „Obrigkeit“ zuzuerkennen. 
Nicht der Gemeindevorſteher, ſondern der Gemeinde- 
vorſtand muß das Recht der Exekution haben, ſonſt 
komme es dahin, daß der Bürgermeiſter die Be⸗ 
ſchlüſſe des Magiſtrats gar nicht ausführe. 

Abg. Dr. Bruel wiederholt ſeinen Antrag 
aus der Kommiſſion, anſtatt „Gemeinde-(Guts⸗) 
Vorſteher“ zu ſetzen: „Gemeinde-(Guts-)Vorſtand“ 
und hinter dem Worte „Ortspolizeibehörden“ ein⸗ 
zuſchalten „und ſtädtiſche Gemeindevorſtände“. 

Der Miniſter des Innern erklärt ſich 
gegen den Antrag Bruel, der jedoch von dem 

Abg. Miquel ſehr lebhaft vertheidigt und 
vom Hauſe angenommen wird. 

Der § 77 handelt von dem Rechtsmittel ge- 
gen die Androhung eines Zwangsmittels, wie ge⸗ 
gen die Anordnungen, um deren Durchſetzung es 
ſich handelt. 

Dazu liegt ein Antrag Zelle vor, welcher 
gegen die Feſtſetzung und Ausführung eines Zwangs- 
mittels außer der Beſchwerde im Aufſichtswege für 
gewiſſe Fälle auch das Klagerecht geben will. 


Die hierauf folgende Abſtimmung ergiebt fol- 


in den Kommiſſtonsbe⸗ 


ſich noch der Miniſter des Innern (wel- v. Benda, v. Zedlitz⸗Neukirch, v. Wedell⸗Piesdorf 
cher die Schlußworte des § 71 für überflüſſig er- 


gegen denſelben ſprechen. 

Ebenſo wird der Antrag von dem Miniſter 
Grafen Eulenburg nachdrücklich bekämpft, der 
ſodann mit 156 gegen 139 Stimmen abgelehnt 
wird. 

§ 77, ſowie die folgenden SS 78 und 79 
werden hierauf unverändert angenommen. 

Hierauf vertagt ſich das Haus. 

Nächſte Sitzung: Mittwoch 11 Uhr. 

Tagesordnung: Fortſetzung der heutigen Be⸗ 
rathung und mehrere Petitionen. 

Schluß 4½¼ Uhr. 


Deutſchland. 


Berlin, 25. Mai. Der Magiſtrat und die 
Stadtverordneten der Stadt Stendal haben in einer 
Eingabe an den Reichskanzler deſſen Verwendung 
dahin nachgeſucht, daß 
prinzipaliter 

den Städten von mehr als 10,000 Einwohnern 
die Berechtigung, eigene Stadtkreiſe zu bilden, 
verliehen wird, 
eventualiter 
daß die Polizei Verwaltungen der gedachten 
Städte wenigſtens der Aufſicht des Landrathes 
entzogen und den Städten die Ausnahmeſtellung 
nach dem Zuſtändigkeitsgeſetz vom 26. Juli 1876 
gewahrt wird. 
Wir ſind in den Stand geſetzt, 


im Nachſte⸗ 


ders 


1 uhr 


henden die Antwort des Fürſten Bismarck mitzu- > 


theilen: 
Berlin, den 22. Mai 1880. 


Das unter dem 19. d. Mis. an mich ge 
Alchtete Anſuchen um meine Verwendung behufs 


Abänderung einer Vorſchrift der Verwaltungs 
Reform⸗Vorlage habe ich zu erhalten die Ehre 
gehabt. a 

Die mir als Reichskanzler obliegenden Pflich⸗ 
ten erlauben mir bei verminderter Arbeitskraft 
leider nicht mehr, mich in dem Maße wie früher 
an den Arbeiten des preußiſchen Staatsminiſte⸗ 
riums zu betheiligen, und bin ich namentlich 
außer Stande, auf die Geſetzentwürfe über die 
Verwaltung Einfluß zu üben. Den Wunſch der 
Stadt Stendal würde ich aber auch dann, wenn 
ich mich an den Berathungen des Landtages he- 
theiligte, nicht zu vertreten vermögen. Ich würde 
von der Aufhebung des innerhalb der Kreiſe be⸗ 
ſtehenden geſchäftlichen und räumlichen Zuſam⸗ 
menhanges eine Lockerung der, wie ich glaube, 
nützlichen Gemeinſchaft und Wechſelwirkung zwi⸗ 
ſchen Stadt und Land befürchten. 

(gez.) von Bismarck. 
Sr. Hochwohlgeboren dem Bürgermeiſter 

Herrn Werner, Stendal. 

— In Bremen hat ſich jetzt auch die Land- 
wirthſchaftskammer mit einer langen Eingabe an 
den Senat gewendet, in der über die vielfachen 
Moleſtien Beſchwerde geführt wird, unter welchen 
die bremiſche Landwirthſchaft einerſeits in Folge 
der Lostrennung einzelner bremiſcher Gebietstheile 
von dem Freihafengebiet, andererſeits durch die neuen 
Zollgeſetze und das ſtatiſtiſche Geſetz zu leiden hat. 
Die Noth der bremiſchen Landleute ſcheint nach der 
ſehr ins Einzelne gehenden Darſtellung der genann- 
ten Kammer allerdings ſehr groß zu ſein, und es 
wird ſich nun fragen, was der hohe Senat der 
freien Hanſeſtadt Bremen in der Sache beſchließen 


wird, um den in der Bittſchrift klar gezeichneten PER 


Nothſtand feiner Staatsangehörigen zu mildern? 
Vorläufig bittet die bremiſche Landwirthſchaftskam- 


mer den hohen Senat inſtändigſt: 


1) um geneigte Vermittlung dahin, daß für 
den ländlichen Grenzverkehr mit Getreide, Heu, Vieb, 


Holz, Torf, Steinen, Dünger, 


wohnern des deutſchen Zollgebiets in 8 1 sub 1 
des Reichsgeſetzes vom 20. Juli 1879 zugeſtanden 
iſt, event. 
dacht genommen werde (3 daſelbſt); 

2. womöglich zu erreichen, daß die im § 5 
sub 1 des Reichsgeſetzes vom 15. Juli 1879 den 
Bewohnern des deutſchen Zollgebietes eingeräumten 
Freiheiten vom Eingangszoll für Erzeugniſſe des 
Ackerbaues und der Viehzucht von denjenigen auße 
halb der Zollgrenze gelegenen Grundſtücken, welche vu 
innerhalb der Zollgrenze befindlichen Wohn- und 


Es entſpinnt ſich über dieſen Antrag eine Wirthſchaftgebäuden aus bewirthſchaftet werden, un 


längere Debatte, in welcher die Abgg Zelle, Rich— 


ter, Frhr. v. Heereman für den Antrag, die Abgg. Betriebe ausgedehnt, 


gekehrt auch auf die bremiſchen landwirthſchaftlich en 


Sand u. ſ. w. die 
Anmeldefriſt aufgehoben werde, wie ſolches den Be. 


auf Vermehrung der Anmeldeſtellen Be⸗ 


ſoweit deren vom Freihafen⸗ 


m Intereſſen ſchwer geſchädigt habe. 


> 8 liren. 


gebiet aus bewirthſchaftete Ländereien im deutſchen 
Zollgebiete liegen; 

3. für den Veredelungsverkehr, den Markt⸗ 
verkehr, die Einfuhr von Saatgut, Vieh, Holz, 
Korbweiden und Geflecht daraus, den Verkehr mit 
den Deckſtationen der Nachbarſtaaten an der deut⸗ 
ſchen Zollgrenze ꝛc. größere Erleichterungen für die 
bremiſchen Landleute anzuſtreben.“ 

— In der ſozialdemokratiſchen Partet dauern 
die inneren Zerwürfniſſe fort. Daß Herr Lieb- 
knecht offen gegen Herrn Haſſelmann wegen deſſen 
Reichstagsrede bei Berathung des Sozlaliſtengeſetzes 
Front gemacht, iſt ſchon erwähnt worden. Dieſer 
Gegenſatz hat ſich nun erweitert und ſämmtliche 
Geſinnungsgenoſſen des Herrn Liebknecht haben 
Herrn Haſſelmann in aller Form die Freundſchaft 
aufgekündigt. Ein ſogenannter „Parteibeſchluß“, 
der indeſſen nur von den Reichstags⸗Kollegen des 
Herrn Haſſelmann gefaßt worden, geht dahin, daß 
Herr Haſſelmann aus der ſozialdemokratiſchen Par⸗ 
tei ausgeſtoßen werde, und zwar, weil er durch den 
Schluß ſeiner Reichstagsrede, „er bedaure, daß die 
deutſchen Sozialdemokraten ſich nicht mit den Ni- 
hiliſten und Kommuniſten identifiziren“, die Partei- 
; Ob nicht noch 

andere Gründe mit unterlaufen, mag dahin geſtellt 
bleiben. Herr Haſſelmann wird zunächſt in einer 

Broſchüre eine Kritik der jetzigen Parteileitung ver⸗ 
offentlichen, ſchließlich aber an ſeine Wähler appel- 
Schicken dieſe ihn auf's Neue in den Reichs- 
tag, ſo wird ſein Ausſchluß aus der Partei wenig 
zu bedeuten haben. 


* Eſſen, 24. Mal. In der am 22. d. M. 
im Geſchäftsgebäude der Bank abgehaltenen 13. 
ordentlichen General⸗Verſammlung der Weſtdeut⸗ 
ſchen Verſicherungs⸗Aktien⸗Bank waren 19 Aktionäre 
anweſend, welche 514 Aktien mit 84 Stimmen ver⸗ 
traten. 

Die Berichte des Vorſtandes und des Direk⸗ 
tors ergeben, daß das Jahr 1879 in Bezug auf 
die Entwickelung des Geſchäfts zufriedenſtellend, in 
Bezug auf die Brandſchäden dagegen ungünſtiger 
verlaufen iſt. 

Es ſind im Berichtsjahre 6598 Verſicherungen 
mit 52,589,673 M. Verſicherungs-Summe und 
189,328 M. Baar-Prämie mehr abgeſchloſſen wor⸗ 

den als im Vorjahre; die Prämien⸗Reſerve hat ſich 
um 84,604,75 M. erhöht und ſtellt ſich nunmehr 
für 905,779,303 M. Verſicherungs⸗Summe auf 
1,051,834,60 M. 

Die Anzahl der Brandſchäden betrug 942, 
gegen 682 in 1878. Mehr als 10,000 M. für 
eigene Rechnung koſteten 5 Schäden; davon belief 
ſich der höchſte auf 15,950 M. Insgeſammt ſind 
im Jahre 1879 an Entſchädigungen für eigene 
Rechnung gezahlt 532,240,85 M. und reſervirt 
82,302,95 M. Am Schluſſe des Jahres blieben 
52 Schäden ſchwebend. 

Der Jahresgewinn beträgt 127,791,19 M, 
wovon 16,538,45 M. zum Kaptitalreſervefonds 
fließen, der dadurch auf 251,185,21 M. ſteigt, 
15,252,74 M. als Tantieme entfallen und 96,000 
M. = 48 M. für die Aktie als Dividende an die 
Aktionäre zur Vertheilung gelangen. 

Die hiernach erfolgenden Wahlen ergaben die 
Wiederwahl der nach dem Turnus ausſcheidenden 
Vorſtanbsmitglieder Herren De. Friedr. Hammacher⸗ 
Berlin, Rentner Friedrich Niemann⸗Eſſen und Di⸗ 
rektor Otto Bandhauer⸗Eſſen, ſowie der ebenfalls 
nach dem Turnus austretenden Verwaltungsraths⸗ 
mitglieder Herren Kommerzienrath Ernſt Waldt⸗ 
hauſen⸗Eſſen, Kommerzienrath Wilhelm Bartels- 
Gütersloh, Kommerzienrath Rudolf Schmöle⸗Menden 
und Kaufmann Guſtav Waldthauſen⸗Eſſen, während 
an Stelle des durch Tod ausgeſchiedenen Herrn A. 
W. Holthaus⸗Ronsdorf und des im vorigen Jahre 
in den Vorſtand gewählten Herrn Kaufmann Lud⸗ 
wig Huyſſen⸗Eſſen die Herren Kaufmann Hein- 
rich Waldthauſen⸗Eſſen und Fabrikbeſitzer Wilhelm 
Scheidt⸗Kettwig neu in den Verwaltungsrath ge— 
wählt wurden. 

Der bisherige Verlauf des 14. Geſchäfts⸗ 
jahres ergiebt einen normalen Zugang an Verſiche⸗ 
rungen, während ſich die Brandſchäden höher ſtellen 
als für den gleichen Zeitraum des Vorjahres, 
der allerdings die günſtigſte Periode deſſelben um- 
faßte. 


Ausland. 


Petersburg, 24. Mai. Der große ſenſatlo⸗ 
nelle Nihiliſten⸗Prozeß in Petersburg geht feinem 
Ende entgegen; die Zeugenausſagen ſind vollendet. 
Der Staatsanwalt hat geſprochen, die Vertheidi⸗ 
gungsreden haben begonnen, dennoch iſt das Pu⸗ 
blikum bis jetzt nur wenig und unſicher über den 
Verlauf des Prozeſſes informirt, weil die ruſſiſchen 
Behörden es vorgezogen haben, den Vertretern der 
Preſſe die Berichterſtattung ſoviel wie möglich zu 
erſchweren. Nur eins hebt ſich aus dem ganzen 
Wlerwarr deutlich heraus: Der Günſtling des 
Thronfolgerpaares, der in hochangeſehener Stellung 
befindliche Dr. Weimar, ſoll einer der geheimen 
Leiter der nihiliſtiſchen Bewegung ſein. Er ſoll den 
Mördern des Generals Menſenzeff, den Attentätern 
auf das Leben des Generals Drentelen die Mittel 
zur Flucht und dem ſeinerzeit hingerichteten Atten⸗ 
täter auf das Leben des Czaren, Solowieff, Re- 
volver und Gift zu dem Attentate verſchafft haben. 
Es hieß, der Staatsanwalt würde die Anklage ge- 
gen den De. Weimar fallen laſſen, da derſelbe ſich 
in geſchickteſter Weiſe zu vertheidigen verſtand. Dies 
iſt nicht geſchehen. Die Anklage, daß Dr. Weimar 
dem hingerichteten Mörder Solowieff Revolver und 
Gift verſchafft habe, iſt nicht zurückgezogen worden, 
nur die Behauptung, daß er ihm Gift zuſtellte. 
Im Uebrigen hat der Staatsanwalt vollinhaltlich 
die Beſchuldigung aufrecht erhalten, daß der Ange⸗ 
Hagte eins der Häupter der Verſchwörung und in 


alle die bereits aufgezählten Attentate mit verwickelt 
geweſen ſei. 5 

Dem „Berliner Tageblatt“ wird darüber Fol⸗ 
gendes telegraphirt: 

Aus der Sitzung vom Montag iſt beſonders 
hervorzuheben die Anklagerede des als Staatsan- 
walt fungirenden Oberſtlieutenant Keſſel gegen Wei⸗ 
mar. Dieſelbe beginnt um 3 Uhr Nachmittags 
unter lautloſer Stille. „Jetzt, meine Herren, wende 
ich mich zu dem letzten der Angeklagten, der jedoch 
eigentlich ihr „erſter“ iſt, zu Dr. Weimar. Sehen 
Sie ſich ihn an, vergleichen Sie ihn mit den Uebri⸗ 
gen, jene ſind Verbrecher, jedoch nur Werkzeuge. 
Er aber iſt einer der Leiter. Was trieb ihn, einen 
Mann in hoher, bevorzugter Stellung dazu, ihn, 
dem man hohes Vertrauen ſchenkte, der geehrt und 
belohnt war? Die Attentäter Mirsky und Solo- 
wieff haben jeder für ihre That die Beſtrafung ge- 
funden. Sie waren aber nicht die Hauptſchuldigen. 
Derjenige, der ihnen die tödtlichen Waffen in die 
Hand gegeben, welche, nachdem ſie den General 
Drentelen gefehlt, dasjenige vernichten ſollten, was 
Rußland Theuerſtes beſitzt: die kaiſerliche Familie 
— bier ſitzt er vor Ihnen. Es iſt Dr. Weimar, 
und ich werde Ihnen meine Beſchuldigungen be⸗ 
weiſen. 

Sodann führt der Staatsanwalt die einzelnen 
Punkte der Anklage gegen Dr. Weimar aus, welche 
denſelben beſchuldigt: 1) des Ankaufs eines Revol⸗ 
vers im Waffenmagazin von Wenig (in Weimar's 
ihm eigen gehörigen Haufe auf dem Newsky⸗Pro⸗ 
ſpekt) und Uebergabe dieſes Revolvers an Solo- 
wieff; 2) der Hergabe eines Pferdes zu dem Wa⸗ 
gen, mit welchem der Mörder des Generals Me- 
ſenzeff — der Angeklagte Michailoff — ſeine Flucht 
bewerkſtelligte; 3) der intimen Beziehungen zu den 
hervorragenden Repräſentanten und Lenkern der 
revolutionären Propaganda. 

Der Staatsanwalt ſucht zu beweiſen, daß das 
betreffende Pferd dem Weimar gehörte und daß der 
von ihm gekaufte Revolver der nämliche ſei, der 
zu dem Attentate auf den Caren von Solowieff 
gebraucht wurde. Alle Beweiſe gegen Weimar ſeien 
vernichtend. 

Eingeſchoben muß werden, daß Dr. Weimar 
ſeine Bekanntſchaft mit Solowieff ruhig eingeſtan⸗ 
den hat, denſelben aber nur als Patienten unter 
falſchem Namen und an einer galanten Krankheit 
leidend, gekannt haben will. Ebenſo giebt er zu, 
demſelben den Revolver gekauft zu haben, weil er 
ihn darum gebeten, da er (Weimar) die Waffe 
wohl billiger erwerben würde, als Eigenthümer des 
Hauſes, in welchem das Waffen⸗Geſchäft befind- 
lich ſei. 

Der Staatsanwalt ſchildert das Vorleben des 
Angeklagten und ſagt, die Behörden hätten bereits 
ſeit dem Jahre 1878 Verdacht gegen Weimar ge- 
habt, ihn beobachtet und ihn gleich nach dem At⸗ 
tentat auf den Czaren am 2. April 1879 ver⸗ 
haftet. f f 

Der Staatsanwalt ſpricht dann über die Lehren 
und die Entſtehung der Revolutionäre in Rußland 
und zitirt dabei eine Stelle aus dem Briefe der 
Wera Saſſulitſch an die Kolenkina, welche lautet: 
„Unſer Triumph muß darin beſtehen, alle Fäden zu 
verbergen.“ 

In dieſem Augenblick erhebt ſich die Angeklagte 
Kolenkina und ruft: „Unverſchämte Lüge!“ Der 
Präſident läßt fie ſofort entfernen. Gegen 4'|, Uhr 
Nachm. hat der Staatsanwalt ſeine Rede gegen 
S eimar beendet. 
Provinzielles. 

Stettin, 26. Mai. 

— Die Beneſiz-Vorſtellung für Fräul. Louiſe 
Renz hatte geſtern ein zahlreiches Publikum nach 
dem Circus Herzog gezogen, welches den einzelnen 
Nummern des für dieſen Abend beſonders gewähl- 
ten Programms mit Intereſſe folgte. Der jährige 
Fuchshengſt Osman Paſcha, welchen Herr Direktor 
Herzog zum erſten Male ſeit der Dreſſur dem Pu⸗ 
blikum vorführte, iſt eines der beſten Freiheitspferde, 
welche der Marſtall des Circus aufzuweiſen hat 
und macht der Dreſſur des Herrn Herzog alle 
Ehre. Die Benefiztantin trat in einer neuen Piece 
auf, „Flora, großes Potpourri zu Pferde“, und be- 
wies durch die darin ausgeführten graziöſen Stel- 
lungen, Tänze und Sprünge aufs Neue, daß fie 
eine der beſten und kühnſten Künſtlerinnen, welche 
je die Manege betreten. Bei ihrem Auftritt mit 
lebhaftem Beifall begrüßt, fteigerte ſich derſelbe bei 
ihrem Abtreten zu mehrmaligem Hervorruf, auch 
ließen ihr einige Kunft-Enthuflaften mehrere Rieſen⸗ 
Bougquets überreichen. Fräulein Paula führte ſich 
bei ihrem erſten Auftreten als gute Grotes que-Rei⸗ 
terin ein; ferner bot das Programm den engliſchen 
Jockey des Mr. Robert Roberts, das Auftreten des 
kleinen Karl Renz, die großartigen Leiſtungen des 
Amerikaners Mr. Reed u. A. m. Den Schluß der 
Vorſtellung bildete die vorletzte Aufführung von 
„Tauſend und eine Nacht“, welche, wie allabendlich, 
allſeitigen Beifall erntete. 

— In der Zeit vom 16. bis 22. Mai ſind 
hierſelbſt 15 männliche, 13 weibliche, in Summa 
28 Perſonen polizeilich als verſtorben gemeldet, 
darunter 13 Kinder unter 5 und 7 Perſonen über 
50 Jahre. 

— Für diejenigen Thiere u. Gegenſtände, welche 
auf der am 25. und 26. Mai c. in Neuſtettin 
ſtattfindenden, mit einer Ausſtellung von Erzeug⸗ 
niſſen der Induſtrie, Gewerbe u. ſ. w. verbundenen 
Thierſchau ausgeſtellt werden und unverkauft blei⸗ 
ben, wird auf der hinterpommerſchen und der Ber- 
lin-Stettiner Eiſenbahn eine Transportbegünſtigung 
in der Art gewährt, daß für den Hintransport die 
volle tarifmäßige Fracht berechnet wird, der Rück- 
transport auf derſelben Route an den Ausſteller 
aber frachtfrei erfolgt, wenn der Rücktransport in⸗ 


— 


nerhalb acht Tagen nach Schluß der Ausſtellung] daß ſein Loos am 1. Mai mit der großen Prämie 


ſtattfindet. 

Greifswald, 24. Mai. Am 20. d. M. iſt 
in der Warſiner Forſt, unweit des Wuſterhuſener 
Weges, in der Haide ein Waldbrand entſtanden, 
deſſen Weiterverbreitung in Folge der ſchnell her⸗ 
beigeeilten Hülfe bald Einhalt gethan wurde; jedoch 
glimmte das Feuer noch am 22. d M.; ein we⸗ 
ſentlicher Schaden iſt nicht entſtanden. Es wird 
vermuthet, daß reiſende Handwerksburſchen, um ſich 
bei dem kalten Wetter zu erwärmen, ein Feuer an- 
gezündet und ſich demnächſt entfernt haben, ohne 
daſſelbe gehörig auszulöſchen. 

Das unvorſichtige Tragen ſcharfer ſchneidender 
Inſtrumente und Werkzeuge hat vorgeſtern Abend 
eine erhebliche Verletzung eines Eiſenbahn⸗Bureau⸗ 
beamten zur Folge gehabt; derſelbe begegnete auf 
einem eiligen Gange zur Apotheke einer einen Korb 
tragenden Frau und ſtreifte unverſehens mit der 
linken Hand dieſen Korb; nach wenigen Schritten 
ſpürte der Beamte an der Hand einen heftigen 
ſtechenden Schmerz und bemerkte, daß die ganze 
obere Handfläche quer durchſchnitten war und eine 
tiefe klaffende Wunde zeigte. Die Wunde mußte 
ſofort durch einen Arzt zugenäht werden und ſteht 
— da auch anſcheinend Sehnen verletzt ſind — zu 
befürchten, daß eine Steifheit mehrerer Finger ein⸗ 
tritt. Aus dem Korbe hat aller Wahrſcheinlichkeit 
nach ein ſcharfes Meſſer oder Inſtrument (Sichel) 
hervorgeſtanden, durch welches die erhebliche Ver⸗ 
letzung beim Anſtreifen mit der Hand verurſacht iſt. 
Die Perſon der bezeichneten Frau iſt bisher leider 
nicht zu ermitteln geweſen. 


Vermiſchtes. 

— Einen ſchrecklichen Vorfall meldet der Pri⸗ 
vatbrief einer Dame aus Magdeburg an ihre Ber- 
wandten in Bielefeld, den die „Weſtf. Ztg.“ mit- 
theilt: In den letzten Tagen ging da ein 7jähri⸗ 
ges Mädchen an einem Nachmittag auf den Kirch- 
hof und pflückte bei ſeinem Herumſtreifen eine 
Blume von einem der Gräber ab. Der Todten⸗ 
gräber, der dies bemerkte, ergriff die Kleine und 
wollte dieſelbe nicht ohne eine empfindliche Strafe 
wieder entlaſſen. Zu dieſem Zwecke ſperrte er das 
Kind — man denke — in die Leichenhalle ein, in 
welcher zur Zeit vier Todte aufgebahrt lagen. Der 
Tag neigte ſich zu Ende, es wurde Nacht, und die 
Eltern ſuchten angſtvoll ihre Tochter, welche immer 
noch nicht heimgekehrt war. Die Nacht verging, 
und am Morgen, als der Todtengräber wieder an 
ſeine Arbeit gehen wollte, ſiel es dem Manne erſt 
ein, daß er geſtern ein Kind in die Leichenkammer 
geſperrt und es herauszulaſſen vergeſſen hatte. Ein 
ſchrecklicher Anblick bot ſich ihm dar, als er in die 
Kammer eintrat. Da lag das kleine Mädchen zu⸗ 
ſammengekrümmt in einer Ecke, mit krampfhaft zu⸗ 
ſammengeballten Händchen, mit von den Zähnen durch⸗ 


biſſenen Lippen, weit aufgeriſſenen ſtarren Augen 


nd war todt. Die Angſt hatte das arme Weſen 
Aude Des Mannes bemächtigte ſich ſofort die 
Polizei, welche Noth hatte, die Leute abzuhalten, 
die in ihrer Wuth den Todtengräber lynchen 
wollten. e 
— Der in voriger Woche in Peſt vom hohen 
Thurmſeil herabgeſtürzte Seiltänzer Thompſon, den 
man für todt ins Spital gebracht hatte, iſt, wie 
man jetzt aus Peſt meldet, ſchon außer Gefahr und 
die ihn behandelnden Aerzte ſind der Anſicht, daß 
ſeine gänzliche Herſtellung höchſtens acht bis zehn 
Tage in Anſpruch nehmen werde, da trotz des Stur⸗ 
zes aus der ſchwindelnden Höhe kein edleres Organ 
verletzt wurde. Thompſon iſt bei vollkommenem 
Bewußtſein, ißt, trinkt und raucht und unterhält 
ſich mit ſeinen Beſuchern. Herr Hornik aus Wien, 


welcher von Thompſon über das Seil getragen 


wurde, if ſtets um den Patienten, der durch feinen 
Unfall, den er als eine Folge des großen Windes 
bezeichnet, durchaus nicht entmuthigt iſt, und, ſo⸗ 
bald er geneſen, ſeine halsbrecheriſchen Produktionen 
wieder aufnehmen will. Daß doch ein Beruf, wel⸗ 
cher jo große Tollkühnheit, fo vollſtändige Lebens⸗ 
verachtung erfordert, eine faſt magiſche Anziehungs⸗ 
kraſt auszuüben vermag. Durch einen plötzlichen 
Sturz in die Tiefe ein jähes, ſchreckliches Ende fin⸗ 
den, oder im beſten Fall mit zerſchmetterten Glied⸗ 
maßen ſich als Krüppel durch das Leben zu ſchlep⸗ 
pen, das iſt ja doch ſchließlich das traurige Loos 
der meiſten von dieſen Artiſten. 5 

— (Ein neuer Entlaſtungsbeweis.) Der Re- 
dakteur der in Wien erſcheinenden „Buchdrucker⸗ 
Zeitung“, Herr Ditmarſch, war wegen Uebertretung 
des Preßgeſetzes beim Wiener Landesgericht ange- 
klagt und zum Termine ohne Vertheidiger erſchienen. 
Der Angeklagte bekennt ſich nichtſchuldig. Er führt 
eine Reihe von Milderungsgründen für ſich an und 
überdies einen höchſt eigenthümlichen indirekten Be⸗ 
weis feiner Unſchuld. „Daraus, daß ich ohne Ad⸗ 
vokaten erſchienen bin, werden Sie auch erſehen, 
daß ich unſchuldig bin“, ſagt der Angeklagte und 
der Vorſitzende ſtimmt ihm durch ein Kopfnicken zu. 
— Der Gerichtshof ſprach Herrn Ditmarſch auch 
fret — aber nicht auf jenen eigentlichen indirekten 
Beweis hin, ſondern aus anderen fachlichen Grün⸗ 
den, was wir hiermit beſonders hervorheben wollen, 
um den berufsmäßigen Vertheidigern nicht die Praxis 
zu verderben. 

— (Abgeholfene Geldnoth.) Aus Oldenburg 


ſchreibt man: Der glückliche Gewinner der bei der 


letzten Verlooſung der oldenburgiſchen Staats obli⸗ 
gationen auf Nr. 43,218 gefallenen Prämie von 
60,000 M. iſt ein Schnitter Füller in Nieder⸗ 
batern, von dem kürzlich ein Schreiben mit der 
Adreſſe: „An den Herrn Miniſter in Oldenburg“ 
hier einging, worin er anfragte, ob ſein Loos 
bereits herausgekommen ſei, wo nicht, ſo wolle er 
es verkaufen, da er Geld brauche. Nunmehr er- 
hielt er vom Miniſterium die freudige Nachricht, 


gezogen worden ſei. 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Kaſſel, 25. Mai. Bei der heutigen Neu; 
wahl eines Reichstagsabgeordneten für den 1. 
Kaſſeler Wahlkreis erhielt in der Stadt Kaſſel 
Bähr (nationall.) 1281 St., Schwarzenberg (Fort- 
ſchritt) 3396, Landgerichterath Göbell (konſervativ) 
337 und Frick in Bremen (Sozialdemokrat) 1218 
Stimmen. Das Reſultat aus den Landbezirken 
fehlt noch. 

Wien, 25. Mal. Die „Pol. Korr.“ ſtellt 
die verſchiedenen Nachrichten über den ſeitens 
Oeſterreichs der Pforte gemachten Vorſchlag be⸗ 
züglich deren militäriſchen Einſchreitens gegen die 
Albaneſen klar und ſagt, Oeſterreich habe der 
Pforte vorgeſchlagen, ſie möge durch ihre Truppen 
Skutari blokiren, um die Verbindung dieſer Stadt 
mit den bei Tuſt verſammelten Albaneſen abzu⸗ 
ſchneiden. 

Haag, 25. Mai. In der geſtrigen Sitzung 
der erſten Kammer wurde der Vertrag mit Luxem- 
burg berathen. Hierbei erklärte der Miniſter des 
Auswärtigen, eine von ihm in einer Sitzung der 
zweiten Kammer gethane Aeußerung habe zu einem 
Mißverſtändniſſe Veranlaſſung gegeben. Er habe 
bet jener Gelegenheit auf die Gefahren hingewieſen, 
die für Holland entſtehen könnten, wenn die Luxem⸗ 
burger Frage nicht entſchieden werden und wenn 
Luxemburg wider alles Erwarten nicht mehr unab- 
hängig ſein ſollte. Er habe dabei nicht entfernt 
daran gedacht, einen Zweifel in die Giltigkeit oder 
Stärke des Vertrages auszudrücken, durch welchen 
die Neutralität Luxemburgs anerkannt werde. Um 
jedes Mißverſtändniß zu beſeitigen, erkläre er 
hiermit, daß er die Erklärung über die Neu⸗ 
tralität von Luxemburg als vollſtändig ebenſo 
gewichtig und ſtark anſehe, wie diejenige über die 
Neutralität Bilglens nach deſſen Trennung von 
Holland. 

Paris, 25. Mai. Senat. Bei der heute 
vorgenommenen Präſidentenwahl wurden 276 Stim- 
men abgegeben, darunter 121 unbeſchriebene oder 
ungiltige Stimmzettel. Von den abgegebenen gilti⸗ 
gen 155 Stimmen erhielt Leon Say 147, Leroyer 
4, Pelletan 2, Jules Simon 1, Gavardie 1. Leon 
Say iſt ſomit gewählt. 

Paris, 25. Mai. In Folge einer Inter- 
pellation Engelhard's hat der Munizipalrath von 
Paris heute folgende Tagesordnung angenommen: 
Der Munizipalrath tadelt den Polizeipräfekten, weil 
derſelbe am 23. d. ſeinen Beamten Befehle ertheilt 
hat, deren Ausführung, indem fle die verabſcheuungs⸗ 
würdigſten Vorgänge unter dem Kaiſerreiche erneuerte, 
gleichzeitig ſchwere Beeinträchtigungen der Freiheit 
der Bürger mit ſich brachte. 

Paris, 25. Mai, Abends. Es beſtätigt ſich, 
daß die ſiebeu Ausländer, welche bei der öffent⸗ 
lichen Kundgebung am Sonntag verhaftet wurden, 
ausgewieſen werden ſollen. Blättermeldungen zu⸗ 
folge wäre die Regierung mit Unterſuchungen über 
die Betheiligung gewiſſer Ausländer an der ſoziali⸗ 
ſtiſchen Agitation in Paris beſchäftigt; ebenſo wür⸗ 
den diejenigen Ausländer ausgewieſen werden, welche 
die geſtern in Blättern der radikalen Partei er- 
ſchienenen Proteſte gegen die Maßnahme vom Sonn- 
tag mitunterzeichnet haben, ſowie ferner auch einige 
andere auswärtige Sozialdemokraten, welche eint 
beſonders thätige Agitation entfaltet haben. 

In der heutigen Sitzung des Munizipalraths 
erklärte der Polizeipräfekt bei Anmeldung der bereits 
mitgetheilten Interpellation Engelhard's wegen der 
Vorgänge vom Sonntag, daß der Munizipalrat 
nicht befugt ſei, dieſe Frage zu prüfen. Der Po- 
lizeipräfekt verließ hierauf den Saal. Das Tadels- 
votum gegen den Polizeipräfekten wurde mit 34 
gegen 7 Stimmen angenommen; fünfzehn Mitglie- 
der enthielten ſich der Abſtimmung. 

Die Deputirten des Seine-Departements ber 
ſchloſſen in ihrer heutigen Verſammlung, welche zur 
Beſprechung der Vorfälle vom Sonntag ſtattfand, 
vor Anregung dieſer Frage in der Kammer, den 
Miniſter des Innern um Erklärungen zu erſuchen. 
Louis Blanc, Clémenceau und Barodet wurden 
beauftragt, die erforderlichen Schritte bei dem Mi⸗ 
niſter des Innern zu thun. Emil Girardin, See 
und Deſchanel halten ſich gegen ein ſolches Verfah⸗ 
ren ausgeſprochen. Die heutige Sitzung der De- 
putirtenkammer wurde vollſtändig mit der Bera- 
thung des Geſetzentwurfs Ferry, betreffend die Ab⸗ 
ſchaffung der Obedienzbriefe, ausgefüllt. Ferry ver⸗ 
theidigte die Vorlage, indem er darauf hinwies, 
daß die Regierung eine ſchädliche Beeinfluſſung der 
Jugend verhindern wolle. Mehrere Artikel wurden 
angenommen und die Weiterberathung ſodann auf 
morgen vertagt. 

Nach hier eingegangenen Nachrichten aus 
Roubaix iſt die Arbeitseinſtellung daſelbſt vollkom- 
men beſeitigt. 

London, 25. Mat. Unterhaus. Der Premier 
Gladſtone erwiderte auf eine Anfrage Balfour's, 
zur Vervollſtändigung der Inſtruktionen für den 
Botſchafter Göſchen würden noch die Antworten 
einiger Mächte erwartet; dieſelben würden voraus- 
ſichtlich bald eintreffen, dann würde es hoffent⸗ 
lich möglich fein, die bezüglichen Schriftſtücke, ein⸗ 
ſchließlich der Göſchen ertheilten Inſtruktlonen, vor- 
zulegen. 5 

London, 25. Mai. Der Staatsſekretär des 
Innern, Harcourt, wurde unbeanſtandet zum Depu- 
tirten für Derby gewählt. 

Kragujewatz, 25. Mai. Die Skupſchtina 
wählte einen Ausſchuß von 27 Mitgliedern zur 
Vorberathung der öſterreichiſch-ſerbiſchen Eiſenbahn⸗ 
konvention; die Majorität des Ausſchuſſes gehört 
der Regierungspartei an. Die nächſte Plenarfigung 
findet am Sonnabend ſtatt. 


